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Gerichtliche Überprüfung des Zensus 2011; 
Aktueller Stand in Sachsen-Anhalt 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
1. Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur Datenlöschung 
 
mit E-Mail-Rundschreiben vom 29.09.2015 informierten wir darüber, dass das Bundesverfas-
sungsgericht (BVerfG) eine einstweilige Anordnung gegen die Löschung von Daten aus dem 
Zensus 2011 in einem Normenkontrollverfahren auf Antrag des Berliner Senats beschlossen 
hatte (BVerfG, Beschluss vom 26.08.2015, Az. 2 BvF 1/15).  
 
Mit diesem Beschluss ist die Löschung der im Rahmen des Zensus 2011 erhobenen Daten 
vorläufig gestoppt, die Außervollzugsetzung von § 19 des Zensusgesetzes 2011 gilt bis zur 
Entscheidung in der Hauptsache, längstens für sechs Monate.  
 
Mit Beschluss vom 20.07.2016 hat das BVerfG die einstweilige Anordnung vom 26.08.2015 
für die Dauer von weiteren sechs Monaten, längstens jedoch bis zur Entscheidung in der 
Hauptsache, wiederholt (§ 32 Abs. 6 Satz 2 BVerfGG).  
 
2.  Auswirkungen dieser Entscheidung in Sachsen-Anhalt 
 
In Sachsen-Anhalt haben acht Städte (Stadt Burg, Stadt Blankenburg (Harz), Hansestadt 
Osterburg, Stadt Genthin, Stadt Schönebeck und Landeshauptstadt Magdeburg, Lutherstadt 
Eisleben und Stadt Sandersdorf-Brehna) gegen die Zensusbescheide des Statistischen Landes-
amtes Klage erhoben.  
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Das Verwaltungsgericht Magdeburg hat am 27.09.2016 über die Klagen der Stadt Burg, der 
Stadt Blankenburg (Harz), der Hansestadt Osterburg und der Landeshauptstadt Magdeburg 
gegen die auf der Grundlage des Zensusgesetzes 2011 amtlich festgestellten Einwohnerzahlen 
entschieden. Mit diesen Klagen hatten sich diese Städte gegen die durch das Statistische Lan-
desamt Sachsen-Anhalt festgestellte (zu niedrige) Einwohnerzahl gewandt.  
 
Zunächst lehnte das Verwaltungsgericht Magdeburg die Anträge auf Aussetzung des Verfah-
rens, die im Hinblick auf das anhängige Verfahren beim Bundesverwaltungsgericht gestellt 
worden waren, ab mit der Begründung, dies sei für die vorliegenden Verfahren unerheblich.  
 
In der Sache hat das Verwaltungsgericht die Klage der Städte abgewiesen. Die entsprechen-
den Bescheide des Statistischen Landesamtes seien rechtmäßig. Das Gericht hat dabei insbe-
sondere die von den Klägern gegen die Rechtsvorschriften angeführten verfassungsrechtli-
chen Bedenken verneint.  
 
In allen Verfahren hat das Verwaltungsgericht die Berufung zum Oberverwaltungsgericht des 
Landes Sachsen-Anhalt zugelassen.  
 
Die Landeshauptstadt Magdeburg hat bereits angekündigt, in die Berufung zu gehen.  
 
Im Gegensatz zu den Entscheidungen des Verwaltungsgerichts Magdeburg setzte der Verwal-
tungsgerichtshof München (Beschluss vom 29.06.2016, Az. 5 BV 16.85) die dort anhängigen 
Verfahren aus, weil seiner Auffassung nach die Entscheidung von der Gültigkeit einer Norm 
abhängt (hier: das ZensusG 2011), die bereits Gegenstand des beim Bundesverfassungsgericht 
o. g. anhängigen Verfahrens ist.  
 
Über die weiteren Entwicklungen werden wir aktuell informieren.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
Heiko Liebenehm 
Erster Beigeordneter 
 


